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VORWORT

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
im Moment bewegt sich viel in der NRW-Justiz 
und unsere aktiven Kolleg:innen sind sehr viel 
für Euch unterwegs. Einerseits stehen wir am 
Anfang der nächsten TV-L Tarifrunde und es 
fand die erste Regionalkonferenz des dbb An-
fang September in Köln statt. Andererseits hörten 
wir im Vorfeld zu den Haushaltsberatungen der 
NRW-Landesregierung von nicht zu akzeptie-
renden Sparplänen im kommenden Jahr. Ad hoc 
mussten wir reagieren und uns als DJG NRW im 
Namen aller in den Dienststellen arbeitenden Be-
diensteten unsere Position gegenüber der Politik 
deutlich machen. Wir halten nämlich nichts von 
einem Rotstift-Haushalt, bei dem am Ende Stellen 
auf Dauer verloren sind und wir nicht nur 2026, 
sondern auch in den Folgejahren mit gekürzten 
Mitteln den Rechtsstaat am Laufen halten sollen. 
Die digital gesammelten Protestkommentare 
konnten wir vor dem Rechtsausschuss am 10.09.25 
und noch vor den Beratungen der NRW-Landes-
regierung an Justizminister Limbach übergeben.

Herausforderungen und Unmut gab es in der 
Vergangenheit immer wieder im Bereich des 
ITD. Das haben wir zum Anlass genommen, um 
ein Gespräch mit Dr. Bernd Scheiff zu initiieren 
und mit ihm über den Stand der Dinge beim ITD, 
aber auch die Zukunftsvisionen zu sprechen. Das 
Interview ist in dieser Ausgabe ab Seite 11 abge-
druckt.

Zudem waren der Landesvorstand und die Fach-
bereiche zu Gesprächen unterwegs. Ein State-
ment mit den Ergebnissen des aSD-Fachtags 
konnten Lisa Marie Schmidt und Alexandra Bal-
dermann am 3.9.25 im Justizministerium in Düs-
seldorf überreichen und hier die DJG-Positionen 
zum Ausdruck bringen. Ferner waren wir wieder 
im Dialog am OLG Düsseldorf und am Bielefelder 
Landgericht.

Neben den politischen Gesprächen ist uns als 
Landesvorstand auch der aktive Kontakt mit der 
Basis wichtig. So wurde bereits im Frühjahr 2025 
bei der Hauptvorstandssitzung entschieden, die 
DJG-Quer-durch-NRW-Tour aus 2023 fortzusetzen 
und mit unserem (leider nur gemieteten) VW T2 
zu den Justizzentren, Amts- und Landgerichten 
zu fahren. In 2025 haben wir uns bewusst für die 
Standorte entschieden, bei denen wir nicht schon 
2023 standen und auch der Bereich Westfalen war 
in diesem Jahr ein Schwerpunkt. Der Fachbereich 
Jugend war übrigens zeitgleich wieder bei dem 
Sportfest in Bad Münstereifel vor Ort, um die An-
wärter:innen dort mit Getränken und Vitaminen 
zu versorgen.

Am 20.11. wird der Fachbereich Jugend einen 
Fachtag im Essener Unperfekthaus ausrichten. 
Dazu laden wir die jungen Bediensteten in der 
Justiz noch separat ein – nun aber viel Lesefreude 
beim Stöbern in der aktuellen Akzente-Ausgabe.

Klaus Plattes
Landesvorsitzender  
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junge Menschen für eine Ausbildung bei der Justiz zu 
interessieren, wäre ein Mehrangebot von Praktikan-
tenstellen in den Behörden. Herr Petermann stand 
diesem Vorschlag positiv gegenüber. Weitere Themen 
waren die Einführung der elektronischen Akte und 
der damit verbundene Support.

DJG NRW 
Landesvorstand

Landgericht Bielefeld: 
Im Dialog mit Klaus Petermann
Zu einem Meinungsaustausch über die Situation in der 
Justiz trafen sich der Landesvorsitzende der DJG, Klaus 
Plattes, sowie Bettina Spengermann, Rolf Waurenschk 
und Ingo Stelter vom Landgericht Bielefeld mit dem 
Präsidenten des Landgerichts, Klaus Petermann. 

Die angespannte Personalsituation und dadurch 
steigende Arbeitsbelastungen für die Kolleg:innen 
in den Behörden sind ein großes Thema, so Klaus 
Plattes gegenüber Klaus Petermann. Im Allgemei-
nen ist die Situation in der Justiz sehr kritisch, so 
die Vertreter:innen der DJG. Der geplante Haushalt 
für das Jahr 2026 lässt nur sehr wenig Spielraum für 
positive Ansätze.

Weitere Themen des vertrauensvollen Gesprächs 
waren die Nachwuchsgewinnung, die sich, bedingt 
durch fehlende Rahmenbedingungen, schwierig 
gestaltet. Beide Seiten waren sich einig, dass es enor-
mer Anstrengungen bedarf, Nachwuchs zu generie-
ren und am Ende auch zu halten. Ein Ansatz, mehr 

V.l.n.r.: Bettina Spengemann (DJG NRW), Rolf Waurenschk (DJG NRW), Ingo Stelter (DJG 
NRW), Klaus Plattes (DJG NRW) und Klaus Petermann (Präsident LG Bielefeld)

V.l.n.r.: Melanie Martin (DJG NRW), Tobias Steimer (Stellv. Vorsitzender DBB NRW 
Jugend), Hanna Hackbeil (DJG NRW)

Erstes Treffen:
 Jugend-Arbeitsgruppe 
„Polizei - Justiz - Vollzug“ 

Am 19.05.2025 traf sich die junge Arbeitsgruppe zwi-
schen Polizei, Justiz und Vollzug in der Geschäftsstel-
le der DJG. Gemeinsam haben wir überlegt, wie wir 
die Arbeitsgruppe noch lebendiger gestalten können 
und welche Themen wir mit geballter Power angehen 
können. Auch haben wir über die aktuelle Situation 
in den einzelnen Bereichen gesprochen und wie wir 
diese als Gewerkschaften verbessern können. Da wir 
eine Jugend-Arbeitsgruppe gebildet haben, durfte na-
türlich auch das Thema Nachwuchsgewinnung und 
-förderung nicht fehlen. Wir freuen uns schon sehr 
auf unser nächstes Treffen und bedanken uns für 
diesen herzlichen Austausch beim BSBD NRW und 
der DBB Jugend NRW.

Hanna Hackbeil, Melanie Martin
Stv. Landesvorsitzende Bereich Jugend

FACHTAG JUGEND
20 11 2025
ESSEN UNPERFEKTHAUS
IMPULSE DIALOGE DISKUSSIONEN



ANZEIGE

„Deutschlands Spar-Champion 2025“ in der Kategorie  
PKV für Beamte: Debeka erhält Auszeichnung 

Das Deutsche Institut für Service-Qualität und der Fernsehsender ntv 
haben jetzt den Award „Deutschlands Spar-Champion” unter 276 Un-
ternehmen aus verschiedenen Branchen hinsichtlich der Attraktivität 
des Preisniveaus vergeben. Die Debeka konnte diese Auszeichnung 
in der Kategorie „Private Krankenversicherung (PKV) für Beamte“ ge-
winnen. Damit konnte sie basierend auf einer umfangreichen Analyse 
von Konditionen und Kundenbewertungen zur Zufriedenheit mit den 
Preisen überzeugen – und zwar nicht punktuell, sondern über einen 
längeren Zeitraum von vier Jahren. Dabei flossen mehr als 7.620 Preis-
daten und über 22.000 Kundenurteile in die Bewertung ein. 

„Wir sind stolz darauf, als Deutschlands Spar-Champion 2025 aus-
gezeichnet worden zu sein“, erklärt Thomas Brahm, Vorstands-
vorsitzender der Debeka. „Diese Anerkennung zeigt, dass wir nicht 
nur mit attraktiven Konditionen überzeugen, sondern auch das 
Vertrauen unserer Mitglieder und Kunden genießen. Für uns ist das 
ein starker Ansporn. Die Kombination aus hoher Kundenzufrieden-
heit und wettbewerbsfähigen Konditionen ist der Verdienst unserer 
engagierten Mitarbeitenden. Wir danken allen unseren Mitgliedern 
für ihr Vertrauen und ihre positiven Rückmeldungen, die zu dieser 
Anerkennung geführt haben.“

DJG NRW AKTUELL

OLG Düsseldorf:
Landesvorstand im Gespräch mit 
Dr. Werner Richter
Im Juli dieses Jahres trafen sich Mitglieder des Lan-
desvorstandes zu einem Gespräch mit dem Präsiden-
ten des Oberlandesgerichts Düsseldorf, Dr. Werner 
Richter, in Düsseldorf. Auf Seiten des Oberlandesge-
richts nahmen noch der Vizepräsident, Klaus Müller, 
und Frau LRD Bettina Steinwachs teil. 

Der aktuell vom Ministerium der Justiz vorgelegte 
Entwurf zum Haushalt 2026 wurde intensiv diskutiert. 
Hierbei machte der Landesvorstand deutlich, dass die 
darin beschriebenen Einsparungen Grund zur Be-

V.l.n.r.: Klaus Plattes (DJG NRW), Hanna Hackbeil (DJG NRW), Karen Altmann (DJG NRW), 
Bettina Steinwachs (LRD OLG Düsseldorf), Dr. Werner Richter (Präsident OLG Düsseldorf), 
Petra Herrguth (DJG NRW), Günter Uhlworm (DJG NRW) und Klaus Müller (Vize-Präsident 
OLG Düsseldorf)

sorgnis geben. Für die ordentliche Gerichtsbarkeit ist 
darin die Sperrung von insgesamt 94 Planstellen bzw. 
Stellen für Arbeitnehmer:innen vergleichbar mit der 
Laufbahngruppe 1.2 vorgesehen. Damit nicht genug. 
Außerdem sollen Einsparungen im Sachmittelbereich 
in Höhe von rd. 100 Mio. Euro vorgenommen werden. 
Nicht geklärt ist bisher, in welchen Bereichen diese 
Einsparungen vorgesehen sind. Dr. Richter mach-
te deutlich, dass die geplanten Einsparungen den 
OLG-Bezirk Düsseldorf vor große Herausforderungen 
stellen. 

„Der vorgelegte Entwurf zum Haushalt ist das falsche 
Signal an die Belegschaft und an zukünftige Genera-
tionen in der Justiz. Wir erwarten vom Minister der Ju-
stiz, dass hier nachgebessert wird. Die Justiz als dritte 
Gewalt darf nicht dem Rotstift des Finanzministers 
unterliegen“, so der Landesvorsitzende Klaus Plattes.

Im weiteren Verlauf des Gesprächs wurde das Thema 
Nachwuchsgewinnung besprochen. Für die DJG ist es 
wichtig, dass mehr Praktikantenstellen in den Behör-
den angeboten werden. Grundsätzlich möchte sich 
die Jugend bei der Betreuung von Praktikant:innen 
beteiligen. Dies wurde von Dr. Richter positiv aufge-
nommen. Das OLG hat bereits ein eigenes Konzept 
für die Begleitung von Praktikant:innen erarbeitet, 
welches gemeinsam mit den Jugendvertretungen 
besprochen werden soll. 

Die allgemeine Personal- und Belastungssituation im 
Bezirk waren weitere Themen des vertrauensvollen 
Gesprächs.

DJG NRW 
Landesvorstand
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Rotstift-Haushalt 2026:
DJG NRW überreicht Protestnote 
mit Onlinekommentaren an
Justizminister Limbach
Mehr als eine Woche haben wir digital auf unserer 
Internetseite die Kolleginnen und Kollegen in den 
Gerichten, Staatsanwaltschaften und weiteren Ein-
richtungen der Justiz NRW um ihre Meinung zu den 
Sparplänen der NRW-Landesregierung gebeten. Die 
Resonanz – rund 170 Kommentare hier und in den 
sozialen Medien – haben wir in einer gebundenen 
Protestnote zusammen mit einem symbolischen 
Sparschwein am 10.09.2025 vor Beginn des Rechts-
ausschusses, der im Kölner Oberlandesgericht tagte, 
an Minister Limbach übergeben. Im Vorfeld konnten 
wir die Protestnote auch an die rechtspolitischen 
Sprecher der Opposition (SPD und FDP) aushändigen. 
Landesvorsitzender Klaus Plattes machte mit Nach-
druck klar, dass die DJG NRW die geplanten Sperrun-
gen von Stellen und Kürzungen im Sachmittelbereich 
für genau das falsche Signal zur aktuellen Zeit hält. 
Personalmangel beseitigt man nicht mit einem un-
attraktiven Arbeitsumfeld und die Perspektive auf 
Belastungen und Mehrarbeit am Arbeitsplatz und in 
den Dienststellen. Minister Limbach sagte, dass es in 
allen Bereichen in NRW, so auch in der Justiz, Einspa-
rungen geben müsse und man im ersten Schritt diese 
im eigenen Haus, also dem Justizministerium um-
setzen wird. Auch zeigte er Verständnis dafür, dass 
weder die Nachwuchsgewinnung noch künftige Fort- 
und Weiterbildungen in dem Einsparungsprozess 
leiden dürften. Die Haushaltsberatungen im Landtag 
starten am 17.09.25 – wir werden berichten.

 
DJG NRW 

Landesvorstand

DJG NRW AKTUELL

Bilder oben: Klaus Plattes überreicht die DJG Protestnote zu den Haushaltssparplänen in 
2026 an Justizminister Limbach. 
Bild unten: Die Übergabe wurde begleitet von den DJG Kolleg:innen Katharina Hengst, 
Petra Herrguth, Klaus Plattes, Marko David und Tatjana Hotho (v.l.n.r.)



DJG BUNDESVERBAND

DJG Bundesverband bei der 
Justizministerkonferenz
Im November 2025 tagen im Rahmen der 
Herbstausgabe der JuMiKo die Justizminis-
ter:innen der Länder in Leipzig. Die DJG  
Bundesleitung hat auch in 2025 eine De-
monstration geplant – der Landesverband 
NRW wird eine Delegation nach Leipzig 
senden. Über die Demo wird es einen Bericht 
in einer geplanten Sonderausgabe der DJG 
Notizen geben.

DJG-Notizen 03-2025 online
Seit Ende September ist die aktuelle Ausgabe 
der DJG Notizen der Bundesleitung erschei-
nen und online abrufbar unter der Internet-
adresse des Bundesverbands: www.djg.de

Die Bundesvorsitzenden der Deutschen Justiz-Gewerkschaft, Beatrix 
Schulze und Klaus Plattes, trafen heute den Parlamentarischen 
Staatssekretär Frank Schwabe im Bundesministerium für Justiz und 
Verbraucherschutz Berlin. Im Mittelpunkt des Dialogs standen der 
akute Personalmangel und die Digitalisierung. 
Deutlich wurde: Es braucht dringend Investitionen in Personal und 
zeitgemäße Führungskultur sowie Strukturen wie 
Aufgabenübertragung und eine Öffnung 
verschiedener Laufbahnen, um die Justiz 
zukunftsfähig zu machen.
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Trauer um Ulrich Silberbach
Mit großer Bestürzung und tiefer Trauer nehmen wir, die  
Deutsche Justiz-Gewerkschaft in Nordrhein-Westfalen,  
Abschied von Ulrich Silberbach, der am 25. Juni 2025 nach 
schwerer Krankheit im Alter von 63 Jahren verstorben ist.

Ulrich Silberbach war ein Sohn Nordrhein-Westfalens, geboren 
am 27. August 1961 in Köln, wo er seine Wurzeln nie verges-
sen hat. Seine berufliche Laufbahn begann er 1979 mit einer 
Ausbildung zum Verwaltungsfachangestellten bei der Stadt 
Köln. Bis 1990 war er dort tätig, zuletzt im Ordnungsamt. 
Bereits in jungen Jahren trat er der komba Gewerkschaft bei 
und engagierte sich mit großem Einsatz für die Belange der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Sein gewerkschaftliches 
Engagement führte ihn über viele Stationen: Von 2001 bis 2014 
war er Vorstandsmitglied des DBB NRW, von 2005 bis 2016 
Landesvorsitzender der komba NRW und von 2011 bis 2017 
Bundesvorsitzender der komba gewerkschaft. Ab 2017 stand 
er als Bundesvorsitzender an der Spitze des dbb beamten-
bund und tarifunion und wurde 2022 für eine weitere Amtszeit 
bestätigt. 

Ulrich Silberbach war ein leidenschaftlicher Kämpfer für die 
Rechte der Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Sein Herz 
schlug besonders für einen starken, modernen und demokra-
tischen öffentlichen Dienst sowie für unseren freiheitlichen 
Rechtsstaat. Mit seiner offenen, rheinischen Art, seiner Fähig-
keit zuzuhören und Menschen zu verbinden, hat er nicht nur 
Türen geöffnet, sondern auch Brücken gebaut.

Mit Ulrich Silberbach verlieren wir nicht nur einen herausra-
genden Gewerkschafter und ehemaligen Bundesvorsitzenden, 
sondern auch einen langjährigen Weggefährten, der stets 
mit Herz, Verstand und Leidenschaft für die Interessen der 
Kolleg:innen eingetreten ist. Sein Tod hinterlässt eine große 
Lücke – als engagierter Kämpfer, als Mensch und als Freund.

Unser tiefes Mitgefühl 
gilt in diesen schweren 
Stunden seiner Familie, ins-
besondere seiner Ehefrau 
und seinen drei Kindern, 
sowie allen Angehörigen 
und Wegbegleitern. Wir 
werden Ulrich Silberbach 
ein ehrendes Andenken 
bewahren und sein Lebens-
werk in unserem gewerk-
schaftlichen Handeln 
fortführen.

Deutsche Justiz-Gewerkschaft
Landesverband 

Nordrhein-Westfalen

NACHRUF
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Die DBB Regionalkonferenz zur TV-L Einkommensrunde 2026 fand am 2. 
September 2025 in Köln statt und bildete den Auftakt von sechs bundeswei-
ten Veranstaltungen. Ca. 100 Vertreter:innen der Mitgliedsgewerkschaften 
diskutierten engagiert über aktuelle Herausforderungen im Landesdienst, 
insbesondere deutliche Entgeltsteigerungen, faire Arbeitszeiten und Lösun-
gen gegen Überlastung. Ein zentrales Thema war die fehlende Wettbewerbs-
fähigkeit im Vergleich zu Bund, Kommunen und dem Land Hessen, was zu 
Abwanderung und Nachwuchsproblemen führt. Ergänzend wurde auf der 
Konferenz deutlich, dass die Beschäftigten im Landesdienst seit Jahren einen 
Reformstau erleben – zahlreiche Einzelthemen sorgten für Unmut. 

Die Teilnehmenden mahnten deutliche Verbesserungen insbesondere bei 
Arbeitsbelastung und flexibleren Arbeitszeitmodellen an, da die steigenden 
Aufgaben und der Personalabgang das System zusätzlich belasten. Eine be-
sondere Forderung richtete sich an die politisch Verantwortlichen, künftig 
alle Tarifergebnisse zeit- und wirkungsgleich auf Beamt:innen und Versor-
gungsempfänger:innen zu übertragen, um die Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes zu stärken. Die Forderungsfindung bleibt weiterhin offen und wird 
im Verlauf der Regionalkonferenzen durch aktive Beteiligung der Mitglieds-
gewerkschaften geschärft. Bis zum Abschluss der Beratungen ist der Zusam-
menhalt der Beschäftigten entscheidend, um für bessere Arbeitsbedingungen 
und angemessene Löhne zu kämpfen. Der dbb betonte die Notwendigkeit 
eines geschlossenen und im Notfall auch streikfähigen Auftretens, um spür-
bare Verbesserungen zu erzielen. 

Alle konkreten Forderungsvorschläge werden in die Beratungen der Bundes-
tarifkommission einfließen, die am 17. November 2025 das Forderungspaket 
beschließen wird. Die eigentlichen Tarifverhandlungen mit der TdL starten 
am 3. Dezember 2025 in Berlin.

Karen Altmann 
Stv. Landesvorsitzende

V.l.n.r.: Sebastian Siemko (DJG NRW), Roland Staude (Landesvorsitzender DBB NRW), Klaus Plattes (DJG NRW), Stanka Sindic (DJG NRW), Heiko Gellert (DJG NRW),  
Andreas Hemsing (Stv. dbb Bundesvorsitzender und Leiter Bundestarifkommission), Karen Altmann (DJG NRW) und Cornelius Nal (DJG NRW)

Roland Staude, Vorsitzender des DBB NRW, sprach zu 
den anwensenden Teilnehmenden und schwörte auf 
eine hart zu verhandelnde Runde ein (Bild unten).
Karen Altmann brachte die Positionen der DJG NRW in 
die Gesprächsrunde ein (Bild oben)

DBB-REGIONALKONFERENZ NRW



REGIONALGRUPPE DÜSSELDORF

Die Kolleg:innen beim Amtsgericht Emmerich haben 
sich sehr über den Besuch der DJG gefreut. Beim ge-
meinsamen Frühstück im Gewölbekeller des Emme-
richer Amtsgerichts duftete es schon nach Kaffee, als 
unsere DJG Regionalgruppenvertreterin Heike Janßen 
mit frischen Brötchen zum Informationsgespräch in 
Emmerich erschien.

In Emmerich trifft sich die gesamte Behörde vom 
Wachtmeister bis zur Richterin zur Frühstückspau-
se im gemütlichen Gewölbekeller. Dies war für uns 
als DJG ein großer Vorteil. Wir konnten eine ganze 
Behörde bei einem leckeren Kaffee gleichzeitig über 
unsere Arbeit, über die vielen Vorteile einer Mit-
gliedschaft und vor allem über die Wichtigkeit der 
Gewerkschaften in der Politik aufklären. Heike ist auf 
viele interessierte Zuhörer gestoßen. Im Rahmen des 
Besuchs konnte für das Amtsgericht Emmerich mit 
Leonie Heynen eine neue Vertrauensperson für die 
DJG NRW direkt in der Behörde gewonnen werden. 
Uns als DJG ist es enorm wichtig, dass die Kolleg:in-
nen direkt vor Ort eine:n Ansprechpartner:in haben. 
Diese:r kann die Anliegen bei Bedarf dann an die 
Regionalgruppenvertreter:innen oder den Landes-
vorstand weitergeben und schnell für Informationen 
oder Hilfe sorgen.

Wir bedanken uns für den herzlichen Empfang beim 
Amtsgericht Emmerich. Der Besuch fand statt im 
Rahmen der DJG-Quer-durch-NRW-Tour 2.025, die 
zum zweiten Mal zu Gerichten, Justizzentren und 
Staatsanwaltschaften in NRW führt. Einige der Stand-
orte besuchen wir mit einem alten VW-Oldtimerbus, 
andere werden von den Kolleginnen und Kollegen 
der Regionalgruppen im Rahmen von Frühstücks- 
oder Mittagspausen besucht. 
 
Wir möchten bei den Veranstaltungen für die Arbeit 
der DJG NRW werben und informieren, welche Vor-
teile Mitglieder und jene, die es werden wollen, von 
unserer Solidargemeinschaft haben. 

Heike Janßen
Regionalgruppe Düsseldorf

Emmerich: 
„Quer durch NRW Tour 2.025“ 
bei einem der kleinsten Gerichte 
im Land NRW

10



11

INTERVIEW 
DR. BERND SCHEIFF

Am 21. August 2025 waren wir in Köln und haben 
mit Bernd Scheiff, Präsident des für den ITD ver-
antwortlichen Oberlandesgerichts Köln gespro-
chen. Wir wollten wissen, wie der ITD mit den 
aktuellen Herausforderungen umgeht und sich 
der Zukunft stellt. 

akzente: Die IT-Infrastruktur der NRW-Justiz hat eine 
lange Geschichte, die von wiederholten Neuorganisa-
tionen geprägt ist. Wie bewerten Sie die Entwicklung 
und die heutigen Strukturen des ITD, der im letzten Jahr 
oft durch IT-Probleme in den Dienststellen für Frust ge-
sorgt hat? Wie kann das System in der Zukunft Stabili-
tät garantieren?

Dem ITD ist in den vergangenen Monaten bereits 
gelungen, Stabilität und Performance deutlich zu 
steigern. Wir haben zahlreiche Maßnahmen umge-
setzt, sodass mit Outlook längst wieder problemlos 
gearbeitet werden kann und Citrix-Abbrüche nur noch 
selten vorkommen. Viele Anwendungen laufen deut-
lich flüssiger. Auch diejenigen Gerichte und Staats-
anwaltschaften, die spezifische technische Probleme 
an uns gemeldet hatten, berichten allesamt von einer 
deutlichen Verbesserung der Lage. Das zeigt, dass 
die Organisation heute leistungsfähig aufgestellt ist. 
Denn man darf nicht vergessen: Die Anforderungen 
an die IT sind heute deutlich höher als vor Einführung 
der e-Akte.

Die heutigen Strukturen ermöglichen also Perfor-
mance. Das bedeutet natürlich nicht, dass es auch 
hier nicht noch Verbesserungen geben kann. Organi-
sationen und Technik müssen heute dynamisch ge-
dacht werden und sich ständig weiterentwickeln. Das 
gilt auch für den ITD.

akzente: Auch die Kommunikation mit Endnutzerinnen 
und Endnutzern aus Justiz und Staatsanwaltschaft wird 
teilweise als unzureichend empfunden. Wie kann der 
ITD sicherstellen, dass Probleme schneller erkannt und 
aus Sicht der Anwender transparenter kommuniziert 
werden und wie kann man die Last von den ITD-Be-
diensteten nehmen, dass an ihnen der aufgestaute 
Frust der Mitarbeitenden abgeladen wird?

Die Mitarbeitenden des ITD schultern eine hohe Last 
und meistern jeden Tag sehr hohe Anforderungen. 
Das Team des ITD hat eine hervorragende Perfor-
mance, um den Begriff einmal zu übertragen. Der Um-
gang mit unzufriedenen Anwendern gehört da auch 
schon mal dazu. Auch das machen die Kolleginnen 
und Kollegen sehr gut. Als im vergangenen Winter 
die Kritik aus der Anwenderschaft den Rahmen des 
angemessenen Umgangs punktuell verlassen hatte, 
sind wir alle dem entgegengetreten. Der Justizminis-
ter persönlich hat sich hier vor die Kolleginnen und 
Kollegen gestellt, Verwaltung und Personal- und 
Richtervertretungen haben an einem Strang gezogen. 
Das hat mich sehr gefreut, und inzwischen ist der Um-
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gang auch wieder gewohnt kollegial. Trotzdem haben 
Sie recht: Die Informationen für die Anwendenden 
sind bereits besser und schneller geworden, aber der 
Weg ist noch nicht zu Ende. Hierzu erarbeitet das 
Steuerungsdezernat des ITD aktuell ein neues grund-
legendes Kommunikationskonzept. Das wird die Lage 
weiter verbessern.

akzente: Mit Blick auf den Ausbau der digitalen 
Infrastruktur: Wo sehen Sie aktuell den dringendsten 
Verbesserungsbedarf in den IT-Prozessen und der tech-
nischen Ausstattung der Justiz NRW - konkret nach-
gefragt: Wie kann der ITD reformiert werden, damit 
es zukünftig ein stabiles System gibt und permanente 
Ausfälle vermieden werden?

Wie eben schon gesagt: Die Systeme sind heute stabil 
und performant, es gibt keine permanenten Ausfäl-
le. Das Bild hat sich 2025 klar gebessert. Wir bleiben 
aber nicht stehen: Die Rechenzentren werden weiter 
ausgebaut, Reinvestitionen führen zu mehr Leistung. 
Wichtig ist die Mobile-Geräte-Strategie, durch die 
die zu hohe Zahl an Geräten, die zu administrieren 
ist, reduziert wird. Im elektronischen Rechtsverkehr 
arbeiten wir durch Softwareverbesserungen und 
Infrastrukturausbau an schnelleren Verarbeitungszei-
ten. Das Projekt einer Kommunikationsplattform ist 
ebenfalls eine Chance. Wir brauchen keine „Reform“ 
des ITD, aber kontinuierliche Weiterentwicklung der 
Organisation, auch um neue Themen wie Telefonie, 
KI oder Justiz-Cloud aufnehmen zu können. So wird 
es künftig eine stärkere Konzentration der Zukunfts-
themen im Steuerungsdezernat des ITD geben.

akzente: Stichwort Geo-Redundanz: Ein Aktiv-Aktiv-
Betrieb würde mittelfristig die Arbeitsprozesse erleich-
tern und für alle Beteiligten eine Win-Win-Situation 
ergeben. Wie schätzen Sie diese Forderung ein?

Die Forderung ist sehr berechtigt und für uns schon 
lange ein Thema. Das ist aber ein langfristiges Pro-
jekt. Wir arbeiten daran, schon in diesem Jahr die 
ersten Anwenderarbeitsplätze auch aus dem zweiten 
Standort zur Verfügung zu stellen. Dies ermöglicht 
eine bessere Auslastung vorhandener Hardware. 
Mittelfristig sollten wir beide Standorte – Münster 
und Düsseldorf – bestmöglich und gleichberechtigt 

für alle wichtigen Services nutzen. Das ist allerdings 
technisch durchaus anspruchsvoll und darf nicht auf 
Kosten der Informationssicherheit gehen. 

akzente: Bezüglich der Raumknappheit sind neue 
Arbeitsplatzmodelle in Hinblick auf Homeoffice not-
wendig. (Desktop-Sharing, Meetingpoints, mehr Wert 
auf Besprechungs- und Sozialräume als vereinsamte 
Arbeitsplätze an den zentralen Standorten.) Was ist in 
dieser Richtung geplant?

Wir haben im ITD sehr attraktive Homeoffice-Modelle 
mit 60 Prozent Heimarbeit, trotzdem sind unsere Ar-
beitsplätze nicht vereinsamt. Diese Modelle müssen 
einhergehen mit der Weiterentwicklung der räum-
lichen Ausstattung am Arbeitsplatz. Auch wenn klar 
ist, dass Haushaltsmittel knapp sind: Das darf keine 
reine Sparmaßnahme sein, in der pauschal Flächen 
reduziert werden. Wir brauchen dann Ausstattun-
gen, die auf neue Arbeitsplatzmodelle zugeschnitten 
sind, mit ausreichend Besprechungs- und Sozial-
räumen und auch einem Mobiliar, das die Nutzung 
desselben Arbeitsplatzes durch mehrere Kolleginnen 
und Kollegen erlaubt. Für den ITD wollen wir dies 
auch durch die Stärkung der großen Standorte wie 
Hamm, Düsseldorf und Köln erreichen, in denen die 
Leute gut – und auch gerne – miteinander arbeiten. 
So entsteht eine sinnvolle und flexible Kombination 
aus Arbeiten von zu Hause aus und dem Austausch 
im Büro. Auch räumlich müssen wir ein attraktiver 
Arbeitgeber bleiben. 

akzente: Inwiefern orientiert sich der ITD an bundes-
weiten oder europäischen „Best Practices“ im Bereich 
der E-Justice und digitalen Verwaltung und wie werden 
aktuelle Entwicklungen wie KI und Automatisierung in 
die IT-Strategie eingebettet?

In den internen Prozessen werden die gängigen Stan-
dards, beispielsweise nach der ITIL-Bibliothek, auch 
im ITD angewendet. Bei den anderen Begriffen meine 
ich aber, dass Sie „E-Justice“ zu Recht von der „digi-
talen Verwaltung“ unterscheiden. Wir sind die Justiz, 
wir machen Rechtsprechung, keine Verwaltung. Dem 
muss auch die IT-Strategie folgen. Dies bedeutet: 
Unterstützung für Richter, Rechtspfleger und Service-
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kräfte  – sehr gerne. Ersatz der Rechtsprechung durch 
Technik – auf keinen Fall. Wir wollen die Datenquali-
tät erhöhen, damit unsere bereits weit entwickelten 
Systeme wie e²A, JUDICA und TSJ noch bessere Unter-
stützung gerade auch in Massensachen bieten. Hier 
haben wir bereits gute Prototypen entwickelt. Allen 
Kolleginnen und Kollegen muss frustrierende Arbeit 
abgenommen werden, damit Zeit da ist für das wirkli-
che Kerngeschäft. Das aber bleibt bei den Menschen. 

akzente: Die Arbeitswelt verändert sich rasant, neue 
Technologietrends wie Cloud-Lösungen, agile Software-
entwicklung und digitale Labore werden immer wichti-
ger. Welche Vision haben Sie für die IT-Landschaft der 
Justiz in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2030 bzw. welche 
strategischen Ziele verfolgt der ITD, um die Justiz-IT für 
mehr als 30.000 Nutzerinnen und Nutzer zukunftsfest 
zu machen, beispielsweise hinsichtlich Cloud-Nutzung 
oder fortschrittlicher Sicherheitskonzepte?

Der ITD bringt sich sehr aktiv in die entsprechenden 
bundesweiten Projekte ein – Stichworte Justiz-Cloud 
oder auch Kommunikationsplattform. Es ist aber 
immer entscheidend, was hinter den Schlagworten 
steckt. Wir brauchen eine souveräne Justiz in NRW, 
die entsprechend ihrem verfassungsmäßigen Auf-

trag entscheiden kann, wo ihre Daten verarbeitet 
werden und welches die besten Softwarelösungen 
für die Anwenderinnen und Anwender aller Dienst-
zweige ist. Gleiches gilt für das große Thema KI: Was 
hilft den Justizangehörigen wirklich, ihre Aufgaben 
für die Gesellschaft zu erledigen, unabhängig und 
professionell? Diese Lösungen brauchen wir, keine 
Hochglanzprodukte, die darauf zielen, schnell Geld 
mit Rechtsdienstleistungen zu verdienen. Hinter 
allem muss ein stabiler, moderner Betrieb stehen. 
Hier sind alle Optionen wichtig, ob bundesweit oder 
in den geplanten neuen Großrechenzentren des 
Landes im Rheinischen Braunkohlerevier, auf die ich 
viel Hoffnung setze. Denn bekanntlich arbeiten wir 
in vielen Bereichen ja heute schon erfolgreich mit 
IT.NRW zusammen. Sicherheit hat übrigens heute 
schon höchste Priorität, und daran wird sich natür-
lich nichts ändern: Unser Rechenzentrumsbetrieb ist 
schon lange nach dem internationalen Standard ISO 
27001 zertifiziert. Die Zertifizierung nach dem BSI-
Standard ergänzt dies, auf sie arbeitet der ITD mit viel 
Engagement hin. Ich denke, dass wir dieses zusätzli-
che Siegel 2027 haben werden. Aber über allem steht, 
dass die Justiz des Landes selbst in der Hand hat, was 
mit ihren Daten passiert.

V.l.n.r.: Henning Schumacher (Leiter ITD NRW), Dr. Bernd Scheiff (OLG-Präsident Köln), Klaus Plattes (DJG NRW) und Gerd Nolden (LRD OLG Köln)
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akzente: Wo sehen Sie die größten personellen und 
organisatorischen Herausforderungen für den ITD in 
den kommenden Jahren und wie kann die Justiz ge-
währleisten, dass sie digital leistungsfähig bleibt und 
weiter Talente für die IT gewinnt? Wäre es eine Überle-
gung wert, den ITD aus der Mittelbehörde zu lösen und 
unter dem Justizministerium mit eigenem Stellenpool 
zu positionieren?

Die größte personelle Herausforderung besteht sicher 
darin, dass die dem ITD zufallenden Aufgaben stets 
wachsen, ohne dass sich der Personalbestand des 
ITD erweitern ließe. Die Menge des Personals ist 
leider durch die Anzahl der Stellen begrenzt, die der 
Landeshaushalt für diesen Bereich vorsieht. Mit unse-
ren Anmeldungen zum Stellenbedarf bemühen wir 
uns seit einigen Jahren darum, dieses Kontingent zu 
erweitern, was angesichts der zunehmenden Aufga-
benvielfalt nach meiner Überzeugung auch dringend 
erforderlich ist. Leider hatten diese Bemühungen – 
bei der bekannten Haushaltslage des Landes – bis-
lang keinen Erfolg. 

Lange taten wir uns bei der Personalgewinnung 
schwer. Seit einiger Zeit läuft es sehr viel besser. Ich 
bin optimistisch, dass sich dieser Trend als nachhal-
tig erweist und wir unsere Stellen auch in Zukunft gut 
besetzen können. Die Stellenauslastung beim ITD ist 
sehr gut. Wir haben hier kaum freie Stellen, die hohe 
Fluktuation in diesem Bereich macht es allerdings 
auch immer wieder erforderlich, Stellen nachzube-
setzen. Apropos Stellen: Der ITD verfügt bereits seit 
Jahren über einen eigenen Stellenpool, der zwar beim 
Oberlandesgericht Köln bewirtschaftet wird, aber 
strikt von den dem OLG-Bezirk im Übrigen zur Verfü-
gung gestellten Stellen zu trennen ist. Auch deshalb 
kann ich der Idee, den ITD an einer anderen Stelle zu 
positionieren, wenig abgewinnen. Die Herausforde-
rungen blieben ja dieselben.

akzente: Wir bedanken uns für das aufschlussreiche 
und interessante Gespräch. Wir sind sicher, dass sich 
viele unser Leser:innen Informationen und einen Blick 
auf die zukünfgien Strategien gewünscht haben. Daher 
freuen wir uns, dass Sie sich die Zeit für diesen Dialog 
genommen haben.
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Die Beitragsserie von Georg Winters in der Rheinischen Post 
thematisiert die häufigsten Irrtümer rund um die gesetzliche 
Rente und räumt mit weitverbreiteten Missverständnissen 
auf. Nachfolgend eine Darstellung der wichtigsten Punkte.

Viele Menschen glauben, dass die Rente sicher und auskömm-
lich sei. Diese Annahme beruht auf mehreren Irrtümern. Win-
ters betont, dass das deutsche Rentensystem nicht wie ein 
Sparbuch funktioniert, sondern nach dem Umlageverfahren: 
Die Renten der heutigen Senioren werden von den aktuell Er-
werbstätigen bezahlt, nicht vom eigenen angesparten Geld. 
Sinkt die Zahl der Einzahlenden etwa durch den demografi-
schen Wandel, gerät das System an seine Grenzen.

Irrtum 1: „Die eigene Rente wird immer weniger“
Zwar steigt die durchschnittliche Rente regelmäßig, aber 
Winters verweist darauf, dass die reale Kaufkraft durch 
Inflation geschmälert wird. Hinzu kommt: Die Beitragssät-
ze werden steigen und das Rentenniveau wird vermutlich 
sinken. Ein weiterer häufiger Irrtum sei, dass der Staat durch 
Rentenerhöhungen die finanzielle Sicherheit garantiere. Tat-
sächlich sichert der Generationenvertrag lediglich Ansprüche 
– die Höhe bleibt unsicher.

Irrtum 2: „Die staatliche Rente kommt von allein – ich muss 
nichts tun“
Ein fataler Fehler, so Winters: Die Rentenzahlung findet 
nur nach einem aktiven Antrag statt. Wer zu spät handelt, 
verzichtet womöglich auf Geld. Die Vorstellung, der Staat 
erledige alles automatisch, gehört zu den größten Irrtümern 
rund um die Altersvorsorge.

Irrtum 3: „Nur die letzten Jahre zählen für die Rentenhöhe“
Winters stellt klar: Jeder Beitragsmonat zählt. Hohe Einzah-
lungen kurz vor Rentenbeginn machen niedrige Beiträge aus 
jungen Jahren nicht wett. Deshalb sei langfristige Kontinuität 
entscheidend.

Irrtum 4: „Ich kann vorzeitig in Rente gehen, ohne Einbußen“
Wer vor Erreichen der Regelaltersgrenze in Rente geht, muss 
dauerhaft mit Abschlägen rechnen – und die gelten lebens-
lang. Die Annahme, mit Ablauf des regulären Rentenalters 
würden sie verschwinden, ist falsch.

Irrtum 5: „Die Mütterrente und andere Zuschläge lösen soziale 
Probleme“
Zuschläge wie die Mütterrente werden häufig als sozialpoliti-
sche Wundermittel dargestellt. Winters kritisiert, dass solche 
Leistungen teuer sind und aus der Rentenkasse bezahlt wer-
den – ohne langfristig die finanzielle Not echter Bedürftiger 
zu mildern. Die Zeche zahlen letztlich die Beitragszahler – vor 
allem die Jüngeren.

Irrtum 6: „Private Vorsorge kann ich mir sparen“
Winters warnt: Nur auf die gesetzliche Rente zu vertrauen, 
ist riskant. Staatliche Leistungen alleine werden im Alter 
nicht ausreichen. Private und betriebliche Vorsorge sind un-
verzichtbar, damit das Einkommen im Ruhestand gesichert 
bleibt.

Irrtum 7: „Zusatzverdienste sind immer rentabel“
Seit 2023 können Rentner unbegrenzt hinzuverdienen, ohne 
Rentenkürzungen. Doch Winters weist auf den Steuer- und 
Abgabenirrtum hin: Wer neben der Rente viel verdient, zahlt 
oft überraschend hohe Steuern und Sozialabgaben auf das 
Gesamteinkommen – der erhoffte Betrag schrumpft schnell.

Fazit: Die Debatte um die Rente ist komplex und von vielen 
Mythen begleitet. Georg Winters plädiert für mehr Aufklä-
rung und Eigenverantwortung. Es braucht neben Reformen 
vor allem realistische Erwartungen und individuelle Vorsorge, 
um späteren Enttäuschungen vorzubeugen.

Klaus Plattes
Landesvorsitzender 

Quelle: Rheinische Post, Serie „Rente“ in 2025

HÄUFIGE IRRTÜMER:
FAKTEN ZUR
GESETZLICHEN RENTE



16

DJG NRW BUSTOUR 2.025

Mitgliederbindung / -gewinnung:
Besuch bei Justizzentren, Gerichten 
und Staatsanwaltschaften
Bereits zum zweiten Mal geht die DJG NRW auf Tour 
quer durch Nordrhein-Westfalen und steuert mit einem 
alten VW-Bus T2 verschiedene Einrichtungen der Justiz 
an. Der Bus ist ein echter Eye-Catcher und sorgt zu-
nächst mal für Aufmerksamkeit und uneingeschränkte 
Sympathie.

Vor Ort haben Mitglieder und Nicht-Mitglieder die 
Chance, sich über die Gewerkschaftsarbeit zu informie-
ren und im Zeitrahmen zwischen 11 und 14 Uhr „auf 
einen Kaffee oder Tee und ein gutes Gespräch“ vorbei-
zukommen.

Bei der ersten Tour 2023 wurden die „großen“ Standorte 
wie Köln, Düsseldorf, Dortmund oder Essen besucht. 
Deshalb war es für den Landesvorstand in diesem Jahr 
wichtig, auch die Kolleg:innen an den mittelgroßen 
Standorten zu besuchen. Insbesondere der Bereich 
Westfalen zeigt, dass NRW auch ein Flächenland ist 
und nicht nur aus Metropolregionen besteht – und 
auch in diesen Regionen wollen wir für unsere Mitglie-
der präsent sein und im Dialog bleiben.

JUSTIZZENTRUM AACHEN

LANDGERICHT / AMTSGERICHT BIELEFELD

LANDGERICHT / AMTSGERICHT BONN LANDGERICHT / AMTSGERICHT DUISBURG

JUSTIZZENTRUM GELSENKIRCHEN LANDGERICHT / AMTSGERICHT KREFELD
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V.l.n.r.: Stefan Schumacher, Petra Herrguth, Klaus Plattes, Heike Janßen, Ralf Eimers, Christiane Plattes am NRW-Tour-Standort LG/AG Krefeld

JUSTIZZENTRUM SIEGENLANDGERICHT / AMTSGERICHT PADERBORN

JUSTIZZENTRUM MÜNSTERLANDGERICHT / AMTSGERICHT KREFELD



FACHBEREICH JUGEND	    IMPRESSIONEN SPORTFEST Bad Münstereifel
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Die DJG NRW war beim diesjährigen Sportfest an 
der Fachhochschule für Rechtspflege in Bad Münster-
eifel mit dabei und motivierte die Sportler:innen mit 
Getränken und frischem Obst. Ob Dozent:innen oder 
Anwärter:innen – das sportliche Miteinander bot jede 
Menge Gelegenheit für Begegnung und Austausch 
in vielen eigens an der Fachhochschule erfundenen 
Disziplinen. 
Zwischen Wettkampf, Teamgeist und guter Laune war 
die DJG NRW mittendrin und ansprechbar für alle 
Fragen rund um Arbeitsplatz,  Zukunft, Jugend und ge-
werkschaftliches Engagement in der Justiz in NRW.

KURZER 
DIENSTWEG.

NRW

DJG-NRW.DE

DER DJG NRW 

WHATSAPP

CHANNEL 

FÜR ALLE,

DIE ES WISSEN

WOLLEN, BEVOR 

DER KAFFEE 

KALT WIRD.

www.t1p.de/djg-wac

NRW-TOUR 2.025 IN KLEVE

Neben Emmerich und Krefeld sowie Mönchengladbach legte die NRW-Tour der 
DJG auch in Kleve einen Zwischenstop am 17.9.25 ein und fand viel Zuspruch.
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INTERVIEW 

SOPHIE GABNACH

In Aachen hatten wir im Rahmen unserer DJG 
NRW Bus-Tour 2.025 die Gelegenheit, mit unserer 
Kollegin Sophie Gabnach von der Staatsanwalt-
schaft zu sprechen. Wir finden Stimmen von der 
Basis sehr wertvoll und haben uns deshalb zu 
einem Interview mit Sophie verabredet.

akzente: Seit wann bist Du im Dienst der Justiz, wie 
war Deine bisherige Laufbahn? Seit wann bist Du in der 
DJG NRW Mitglied? Konnte Dir die DJG schon einmal 
weiterhelfen in der Vergangenheit?

Ich bin seit Anfang Juli 2019 in der Justiz beschäftigt. 
Zuvor war ich in einer Anwaltskanzlei und habe dort 
drei Jahre lang meine Ausbildung gemacht – nach 
bestandener Prüfung habe ich direkt zur Staatsan-
waltschaft Aachen gewechselt. Das Arbeitsverhältnis 
im öffentlichen Dienst fand ich aufgrund der Arbeits-
zeiten und auch wegen der 30 Tage Urlaub attraktiv, 
die es im Anwaltsbüro nicht gab.

In die DJG NRW bin ich seit drei Jahren. Tatsächlich 
habe ich auch schon von meiner Mitgliedschaft pro-
fitiert, denn seinerzeit gab es seitens der Deutschen 
Justiz-Gewerkschaft mehrfach die Hinweise für die 
Beschäftigten, Widersprüche zur Eingruppierung bei 
den Arbeitsvorgängen einzulegen. Ein Kollege der 
DJG hatte mir auch dazu geraten, den Widerspruch 
einzulegen. Das habe ich gemacht und mich auch der 
Musterklage angeschlossen, die seinerzeit geführt 
wurde. Als das Urteil rechtskräftig wurde, habe ich 
dann auch eine Nachzahlung erhalten.

akzente: Welche Aufgaben übernimmst Du typischer-
weise in Deinem Arbeitsalltag bei der Staatsanwalt-
schaft Aachen?

Ich bin mittlerweile Justizfachwirtin. In meiner Ge-
schäftsstelle arbeite ich mit Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälten zu den Themen Organisierte Kriminali-
tät (OK), Menschenhandel und Glücksspiel. Allgemein 
kommen noch kleinere regionale Delikte dazu aus 
den Bereichen Monschau und Simmerath.

akzente: Wie haben sich Deine Aufgabenfelder durch 
die Digitalisierung und durch neue Arbeitsprozesse 
verändert?

Das System ist manchmal bei besonders umfang-
reichen Verfahren langsam, weil viele Daten und 
Informationen geladen werden müssen. Das dürfte 
nach meinem Empfinden manchmal ruhig etwas fixer 
gehen. Momentan funktioniert die E-Akte besser als 
noch vor ein paar Monaten – mir scheint, da hat sich 
einiges getan und aktuell ist auch wieder ein Update 
vorgesehen bei der Software. 

akzente: Welche Besonderheiten siehst Du in Deiner 
Arbeit, die durch die lokale Struktur oder spezielle Zu-
ständigkeiten der Staatsanwaltschaft Aachen entstehen?

Ich profitiere von der Homeoffice-Regelung, die wir 
mittlerweile bei der Staatsanwaltschaft haben. Noch 
nicht für alle Kolleginnen und Kollegen, aber das soll 
ab Oktober für alle Mitarbeitenden dann möglich sein. 
Die OK ist aber noch nicht so häufig in der E-Akte.
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akzente: Wie empfindest Du die derzeitigen Arbeitsbe-
dingungen und die Vereinbarkeit von Beruf und Privat-
leben in der Staatsanwaltschaft? Wie gehst Du mit der 
hohen Belastung und dem Personalmangel innerhalb 
der Justiz um?

Da wir flexible Arbeitszeiten haben und aktuell 
auch wegen der Baustelle Haarbachtalbrücke keine 
Kernzeiten, fange ich morgens um 6 Uhr an und kann 
dann ab frühen Nachmittag meine freie Zeit genießen.  
Klar, wenn es mal eilige Aufgaben gibt, werden die 
natürlich erledigt. Telefonisch erreichbar sein müssen 
wir jeden Tag bis 16 Uhr. 
 
Wir haben gut zu tun, auch ist es jetzt wegen der 
Urlaubszeit etwas mehr an Arbeit. Grundsätzlich habe 
ich es für mich gelernt, Distanz zur Arbeit zu schaffen 
und mir den Stress, den es bei der Arbeit gibt, nicht so 
zu Herzen zu nehmen. 

 akzente: In welchen Bereichen würdest Du Verbesse-
rungsbedarf für die Beschäftigten der Staatsanwalt-
schaft Aachen sehen?

Die Kommunikation zur Verwaltung könnte besser 
sein. Wobei ich mit der für meine Kollegin und mich 
zuständigen Sachbearbeiterin durchaus glücklich bin, 
weil sie sehr kompetent ist und sich vor allem für uns 
einsetzt. 
 
Das IT-Thema hatten wir ja schon kurz. Das ist jetzt 
auch ausgelutscht und Vergangenheit. Der ITD sollte 
halt die Kapazitäten aufbauen und für eine zügige 
Performance sorgen bzw. die Möglichkeit dazu auch 
bekommen. Ich denke, da ist auch die Politik gefragt, 
die Digitalisierung nach vorne zu bringen.

akzente: Würdest Du jungen Menschen empfehlen, sich 
bei der Staatsanwaltschaft in Aachen zu bewerben?

Die „Alten Herrschaften“ gehen nach und nach in 
Rente oder Pension. Jungen Menschen würde ich in 
jedem Fall empfehlen, zur Staatsanwaltschaft zu ge-
hen. Allein, wenn bald die vollständige Regelung zum 
Homeoffice greift, ist das gepaart mit der flexiblen 
Arbeitszeit schon ein cooler Schritt für die Work-Life-
Balance. 30 Tage Urlaub sind in der freien Wirtschaft 
auch nicht überall die Regel. 
 
Ich finde es schade, dass den Staatsanwaltschaften oft 
ein schlechter Ruf anhängt. Den kann ich überhaupt 

nicht nachvollziehen. Im Gegenteil: Man bekommt 
ja sehr viel davon mit, was in der Umgebung passiert 
und als Ermittlungs- bzw. Vollstreckungsbehörde gibt 
es auch spannende Dinge. Ich war zum Beispiel im 
Bereich der Ermittlungsverfahren schon bei Durchsu-
chungen dabei – das ist notwendig, wenn die Polizei 
Zeugen braucht und unsere Dienststelle zustimmt, 
dass das Bedienstete der Staatsanwaltschaft überneh-
men. Das ist sehr interessant, dort mal mitzugehen 
und das ist bei einem Gericht so zum Beispiel nicht 
möglich. Die Durchsuchung war bei einer Familie, 
aber es war alles recht harmonisch. Mir tat das kleine 
Kind leid, aber der Einsatz insgesamt war fruchtlos, 
wir haben nichts Relevantes entdeckt. 
 
Die Aufgaben bei der Staatsanwaltschaft sind vielfäl-
tig, klar auch oft stressig, aber ganz ehrlich: In wel-
chem Beruf kann man es sich heute noch leisten, nur 
zu chillen? Also mir macht die Arbeit viel Spaß und 
ich fühe mich im Beruf gut aufgehoben. Man kann ja 
Menschen auch helfen. Im Bereich Vollstreckung bei 
einer Verurteilung Optionen aufzuzeigen wie Raten-
zahlung zum Beispiel.

akzente: Was erwartest Du konkret von der DJG NRW 
als Interessenvertretung in der Zukunft?

Ich finde es gut, dass sich die DJG für die Belange 
der Bediensteten einsetzt. Heute früh habe ich auf 
Insta gelesen, dass die DJG sich auch im Bereich des 
Besoldungsrechts für die Beamtinnen und Beamten 
erfolgreich eingesetzt hat und sich bei der A9 was 
getan hat. 
 
(Anm. der Red.: Die jüngsten Änderungen im Bereich 
der Besoldungsgruppe A9 sowie der Wegfall der Frist 
ins erste Beförderungsamt stellen wichtige Erfolge der 
DJG NRW dar und verbessern sowohl die berufliche Per-
spektive als auch die Wertschätzung der Beamt:innen 
im Justizdienst NRWs deutlich. Die DJG NRW hat diesen 
Anerkennungsprozess maßgeblich begleitet und ent-
scheidend für ihre Mitglieder vorangetrieben.) 

Ich hoffe, dass sich auch bei den unteren Besoldungs-
stufen etwas tut. Die Anpassung der Höhe der Besol-
dung wird es ja wahrscheinlich wieder im Nachgang 
der im Winter anstehenden Tarifverhandlungen für 
die Beschäftigten in der Justiz geben.  Ansonsten 
kann ich nur sagen, die DJG macht aus meiner Sicht 
als Mitglied ihren Job sehr gut, was das Engagement 
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und die Informationen angeht. Auch so Aktionen wie 
heute hier am Justizzentrum in Aachen mit dem Bus 
finde ich klasse, um mal mit dem einen oder anderen 
Verantwortlichen ins Gespräch zu kommen und auch 
Nicht-Mitglieder zu überzeugen, der Solidargemein-
schaft der Justizbediensteten beizutreten.  

Je mehr Menschen sich in der DJG engagieren, je 
besser ist das für die Durchsetzung von Interessen 
bei den Arbeitgebenden und in der Politik. Und bei 
dem Beitrag, der monatlich erhoben wird, kann sich 
normalerweise auch niemand beschweren, die 10, 12 
oder etwas mehr Euro kann man aufbringen für den 
Einsatz der Verantwortlichen für die Interessen der 
Arbeitnehmer. Ich wünsche der DJG jedenfalls noch 
ganz viele neue Mitglieder und dass die Gewerkschaft 
in Zukunft wächst.

akzente: Und zu letzt (falls Du erzählen magst): Was 
machst Du, wenn Du nicht im Dienst bist? (Hobbies, 
Ehrenämter, Reisen etc)

Ich gehe gerne ins Fitnessstudio und mache Kraft-
sport, um den Kopf freizubekommen. Reisen mag 
ich auch gern, im Herbst geht es nach Spanien und 
bedingt durch die Familie war ich schon häufiger in 
Kroatien. Nächstes Jahr steht dann Portugal auf der 
Agenda. Amerika ist auch ein Traum, aber das lieber 
zu einem Zeitpunkt, wo es einen anderen Präsidenten 
dort gibt als den aktuellen Amtsinhaber.

akzente: Liebe Sophie, wir danken Dir für das sehr in-
formative und offene Gespräch. Es freut uns, dass Du in 
Deinem Beruf angekommen bist und noch mehr finden 
wir gut, dass Du auch uns als DJG wertschätzt und wir 
Dir hier und da im Job helfen konnten.

Wir freuen uns über die wie-
derholt vielen Einsendungen, 
die uns erreicht haben. 

Unsere Glücksfee hat unter 
allen richtigen Einsendungen 
drei Gewinner gezogen. Es 
wartet ein DJG-Überraschungs-
paket auf ...

•	 Kimberly Dickmann
•	 Alexandra Troffel
•	 Wolfgang von Dombrowski

GEWINNEN MIT DER DJG NRW

Lösungen der Aufgaben aus der Akzente Nr. 2/2025 - Seite 26



Am 3. September 2025 fand im Justizministerium NRW 
ein Gespräch zwischen der DJG NRW und dem Referats-
leiter Ulrich Stein-Visarius, zuständig unter anderem 
für den ambulanten Sozialen Dienst (aSD), sowie 
seiner Mitarbeiterin Birgit Franz statt. Seitens der DJG 
NRW nahmen Alexandra Baldermann, Fachbereichs-
vorsitzende Soziale Dienste, und die stellvertretende 
Landesvorsitzende Lisa Schmidt teil. Im Mittelpunkt 
stand die aktuelle Situation des aSD sowie die dringen-
den Erfordernisse, die Arbeitsbedingungen im Interesse 
von Klient:innen sowie Fachkräften nachhaltig zu ver-
bessern.

Zunächst wurden die Ergebnisse des aSD-Fachtages 
2024 aufgegriffen, bei dem klare Forderungen nach 
Optimierungen in den Arbeitsbedingungen formuliert 
wurden. Die Belastungssituation der Fachkräfte bleibt 
weiterhin kritisch: Anstatt die Betreuungsschlüssel 
zu erhöhen, ist dringend eine Verringerung erforder-
lich, um Sozialarbeit qualitativ leisten zu können. Die 
Klientel hat sich in den letzten Jahren stark verändert. 
Zunehmend prägen Arbeitslosigkeit, Wohnungslosig-
keit, Suchtproblematiken, psychische Erkrankungen 
und insbesondere Doppeldiagnosen die Arbeit. Parallel 
dazu steigen die Fallzahlen, etwa im Bereich der Füh-
rungsaufsicht. Ein weiterer Stellenabbau würde dazu 
führen, dass Sozialarbeit zur reinen Verwaltung ver-
kommt – zu Lasten von Resozialisierung, Opferschutz 
und Kriminalprävention.

Ein weiteres zentrales 
Thema war die technische 
und sicherheitsrelevante 
Ausstattung. Die DJG NRW 
fordert seit Jahren die Ein-
führung von Diensthandys. 
Noch immer greifen zahlrei-
che Fachkräfte aus Mangel 
an alternativer Möglich-
keiten auf private Telefone 
zurück – ein gravierendes 
Sicherheits- und Daten-
schutzproblem. Ein flä-
chendeckender Einsatz von 
moNA-Geräten, die einen 
wirksamen Beitrag zum 
Schutz der Fachkräfte leis-
ten, ist ebenso notwendig. 

Die Gesprächspartner im 
Ministerium zeigten sich 
dankbar für konkrete Hin-
weise zu Vorfällen in der 
Praxis und bestätigten eine 
Zunahme von Übergriffen, 
auch verbaler Art. Es wurde 

zugesagt, die Aspekte mit dem ITD zu besprechen. 
Zusätzlich haben wir im Gespräch empfohlen, eine 
Stellenzulage nach LBesG NRW als Zeichen der Wert-
schätzung zu prüfen sowie regelmäßige Sicherheits-
schulungen verpflichtend anzubieten.

Auch die fachliche Qualität und Professionalisierung 
des aSD nahmen breiten Raum ein. Vor dem Hinter-
grund des Haushaltsentwurfs 2026 bekräftigte die 
DJG NRW ihre Forderung nach einer verlässlichen 
Sicherung von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen. Die 
Komplexität der Arbeit steigt, fachliche Spezialisierun-
gen und kontinuierliche Weiterbildung sind unerläss-
lich, um den vielfältigen Anforderungen von Suchthilfe 
über Schuldnerberatung bis hin zu Antigewalttraining 
gerecht zu werden. Insbesondere die Zeugenbetreuung, 
die seit Juli 2025 in vielen Gerichtsbezirken neu etab-
liert wurde, bedarf dringend maßgeschneiderter Fort-
bildungsangebote. Darüber hinaus sollte Supervision 
verbindlicher Bestandteil der Arbeit werden, um Fach-
kräfte in hochbelasteten Situationen zu unterstützen.

Ein modern aufgestellter aSD umfasst ebenfalls eine 
stärkere Öffentlichkeitsarbeit, etwa durch aktualisierte 
Internetauftritte oder einheitliche Informationsmateria-
lien. Dies trägt nicht nur zur Information von Klient:in-
nen bei, sondern stärkt die Sichtbarkeit des unverzicht-
baren Beitrags, den die Fachkräfte für die Gesellschaft 
leisten.

Die DJG NRW hat ihr ak-
tuelles Statement an das 
Ministerium übergeben 
und betont: Der aSD ist ein 
unverzichtbares Instru-
ment für Resozialisierung, 
Opferschutz und Kriminal-
prävention. Die Arbeit ist 
hochkomplex, krisenanfäl-
lig und erfordert flexible, 
intensive sowie individuell 
zugeschnittene Betreuung. 
Nur durch Investitionen 
in Personal, Ausstattung, 
Sicherheit und Fortbildung 
wird es möglich sein, den 
gesetzlichen und gesell-
schaftlichen Auftrag zu 
erfüllen. Eine funktionie-
rende, demokratische und 
soziale Justiz kann es nur 
mit einem starken und gut 
ausgestatteten ambulanten 
Sozialen Dienst geben. 

Lisa Schmidt
Stv. Landesvorsitzende  aSD

FACHBEREICH AMBULANTER SOZIALER DIENST
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Monatsbeiträge ab 2024

• Anwärter und Auszubildende  .............................................	  
• Pensionäre und Rentner  ......................................................	
• Teilzeitkräfte  .........................................................................
• Wachtmeisterdienst  ............................................................	
• Sekretäre  ................................................................................
• Beschäftigte  ..........................................................................
• Obersekretäre  .......................................................................	
• Hauptsekretäre  .....................................................................	
• Bes.Gr. A 9  ..............................................................................	
• Bes.Gr. A 9 plus Zulage und A 10  .........................................
• Bes.Gr. A 11  ..............................................................................
• Bes.Gr. A 12  .............................................................................
• Bes.Gr. A 13 und höher  ..........................................................

6,50 €
10,00 €
10,50 €
11,00 €
11,00 €
11,50 €
11,50 €
12,00 €
12,50 €
13,00 €
13,50 €
14,00 €
15,00 €

Wir stehen als größte Fachgewerkschaft der Justiz für ...

•	 unabhängige Personalratsarbeit und fachspezifische  
Schulungen

•	 Aufstiegsverbesserungen für Beamte und Tarifbeschäftigte
•	 qualifizierte Ausbildungen in allen Bereichen der Justiz 

mit unbefristeter Übernahme in ein Beschäftigungsverhältnis
•	 ständige Fortbildung
•	 optimale Ausstattung der Dienstorte mit moderner IT

Mach mit durch Deine Mitarbeit in den Fachbereichen und ...

•	 gestalte mit uns gemeinsam Positionen zu berufspolitischen 
und fachbezogenen Themen

•	 pflege den landesweiten Austausch in den Fachbereichen und 
profitiere von den Erfahrungen anderer Bezirke

•	 beteilige Dich an politischen Prozessen durch Entwicklung 
kleiner Anfragen an den Landtag NRW durch die Fachbereiche

•	 bringe Ideen oder Anliegen ein, aus denen Forderungen der DJG 
NRW entstehen

•	 gestalte mit aktiver Personalratsarbeit den Ablauf Deiner  
Behörde oder Deines Bezirkes

•	 oder gestalte durch aktive Jugendarbeit die Zukunft in der 
Justizverwaltung

Werde Mitglied und erhalte zusätzlich durch Deinen Monatsbeitrag ...

•	 eine Diensthaftpflichtversicherung
•	 eine Dienstschlüsselversicherung sowie eine Versicherung für 

Ausweis-, Signatur-, Zugangs- und Zeiterfassungskarten
•	 eine kostenlose Freizeit-Unfallversicherung
•	 eine kostenlose Rechtsberatung und Rechtsschutz in Berufs-

fragen und Schwerbehindertenangelegenheiten
•	 Unterstützung bei Regressverpflichtungen aus dienstlichen 

Tätigkeiten
•	 eine vergünstigte Vorsorgeversicherung und Vorteile der dbb 

Vorteilswelt
•	 Unterstützung bei Beihilfeangelegenheiten
•	 100% Gehaltsausgleich bei Streik

Mitglied werden
Beitrittserklärung
und Einzugsermächtigung
Meinen Beitritt zur  DJG Deutsche Justiz-Gewerkschaft, 
Landesverband NRW e.V., Freithof 22, 41460 Neuss,  
erkläre ich mit Wirkung zum 
				    01. _______ . 20______.
_______________________
 
 
___________________________________________________
Zu- und Vorname 

___________________________________________________
Straße und Hausnummer

___________________________________________________
PLZ und Wohnort

___________________________________________________
Geburtsdatum

___________________________________________________
Dienstbezeichnung

___________________________________________________
Mobile Rufnummer (Pflichtangabe) 
 
___________________________________________________ 
Private E-Mail-Adresse (Pflichtangabe)

___________________________________________________
Dienstliche E-Mail-Adresse

___________________________________________________
Eintrittsdatum in die Justiz 

___________________________________________________
Dienststelle 
 
Beschäftigt bei:	 O	 Ordentlicher Gerichtsbarkeit
	 O	 Fachgerichtsbarkeit
	 O	 Staatsanwaltschaft
	 O	 ambulanter Sozialer Dienst 
	 O    ITD 

als Auszubildende:r	 O	 Ja		  O      Nein 
als Anwärter:in	 O	 Ja		  O      Nein 
 
Teilzeit von _____ bis _____		  O      Nein 
 
Das Mitgliedermagazin Akzente der DJG möchte ich

	 O    als gedruckte Ausgabe	
	 O    als digitale Ausgabe
erhalten. 
 
Ich ermächtige die DJG NRW, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift 
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, auf mein Konto be-
zogene Lastschriften der DJG NRW einzulösen. Die Datenschutzerklärung der 
DJG NRW habe ich zur Kenntnis genommen und willige dieser ein; einzusehen 
unter www.djg-nrw.de.

______________________________________________
Name des Kontoinhabers

______________________________________________
Kreditinstitut

______________________________________________
IBAN

______________________________________________
Ort, Datum und Unterschrift
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Ihr für uns. Wir für Euch.
Das Füreinander zählt.

WIR SICHERN EURE 
GESUNDHEIT

IHR SORGT FÜR
SICHERHEIT 

ÖFFENTLICHER DIENST

A4_hoch_Anzeigen_Justiz_UKKGD-12341_26062025.indd   1A4_hoch_Anzeigen_Justiz_UKKGD-12341_26062025.indd   1 26.06.2025   16:29:4826.06.2025   16:29:48


